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In Sachen

Klägers und Revisionsklägers‚

gegen

Beklagten und RevisionsbeklagtenfJ

hat der 11° Senat des Bundessozialgeriéhts am 21° Februar

1959 beschlossen:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Hessischen

Landessozialgerichts vom 70 Mai 1958 wird als unzulässig

verworfeno
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Durch Bescheid vom12„ Oktober 1955 erkannte das Versorgungs—
amt Wiesbaden mehrere Leiden des Klägers als Schädigungsfol—

gen im Sinne des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) an? es ge—

währte vom 10 September 1951 an Rente nach einer Minderung

der Erwerbsfähigkeit (MdEe) um 50 v„H„ Das Sozialgericht (SGO)

Wiesbaden änderte durch Urteil vom 24, August 1955, dem Klä—

ger zugestellt am 60 September 1955, den Bescheid vom 12„ Ok—

tober 1953 ab, es erkannte als weitere Schädigungsfolge "an—

gedeuteter Wilsonblock" im Sinne der richtunggebenden Ver—

schlimmerung an und verurteilte den Beklagten, v0m 1° Septem—

ber 1951 an Rente nach einer MdE„ um 50 v„H„ zu gewähren9 im

übrigen wies es die Klage ab° Am 50 Oktober 1955 legte der

Beklagte Berufung ein° Am 14° November 1955 erließ das Ver»

sorgungsamt Wiesbaden "in Ausführung des Urteils des SGO‘

Wiesbaden vom 24° August 1955, Aktenzeichen 6 V 5065/54, und

unter gleichzeitiger Aufhebung des Bescheides vom 129 Oktober

1955" einen Bescheid, in dem das Leiden entsprechend dem Ur»

teil des SG° festgestellt und unter Hinweis auf dieses Urteil

vom 10 September 1951 an die Rente nach der I.:dE° um 50 VOHD

berechnet und eine Nachzahlung von 5660» DX verfügt wurdeo Am

20 Januar 1956 begründete der Beklagte die Berufung‚ er bean—
tragte, das Urteil des SG° sufzuheben, die Klage auf Aufhee

bung des Bescheides vom 12° Oktober 1953 abzuweisen und den

Verwaltungsakt vom 14° November 1955 aufzuheben, dieser Ver—

waltungsakt sei nach 5 96 Sozialgerichtsgesetz (SGG) Gegen—

stand des anhängigen Verfahrens gewordeno Durch Urteil vom
73 Mai 1958 hob das Hessische Landessozialgericht (LSGQ) das
Urteil des SG° auf und wies die Klage abo

Das LSG„ hat die Revision nicht zugelassen (@ 162 Abs° 1 Nr„ 1
SGG), es ist nicht geltend gemacht und auch nicht ersichtlich„

daß das LSGD bei der Beurteilung des ursächlichen Zusammenhänge
der Gesundheitsstöruhgen des Klägers mit dem Wehrdienst das Ge—

setz verletzt hat, die Revision ist daher auch nicht nach 5 162

Abs„ 1 Nr„ 3 SGG statthaft° Der Kläger hält die Revision viel-

mehr für statthaft nach 5 162 Abs° 1 Nr„ 2 SGG° Er ist der
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Meinung, das LSG„ habe die Berufung als unzulässig verwerfen

müssen; der Beklagte habe durch den Bescheid vom 40 November

1955 das Urteil des SG, vom 24° August 1955 nicht etwa nur

für die Zeit vomEr1aß des Urteils an (@154 Abs()2 see) aus——
geführt, sondern schon mit Wirkung v0m 1„ September 1951 an,

er habe in diesem Bescheid den Bescheid vom 12„ Oktober 1955

aufgehoben; der Bescheid vom 4, November 1955 sei mit der Zu—

stellung an den Kläger für den Beklagten bindend geworden,

der Beklagte sei, nachdem er dem Begehren des Klägers ent—

sprechen habe, im Berufungsverfahren nicht mehr "beschwert"

gewesen, das LSG° habe nach dem Bescheid des Beklagten vom 4,

November 1955 die Klage nicht mehr abweisen dürfen, es habe

gegen @ 24 Abs, 2 des Gesetzes über das Verwaltungsverfahren

der Kriegsepfsrversorgung verstoßen,

Mit diesem Vorbringen rügt der Kläger, das LSG, habe zu Un_

recht ein Sachurteil erlassen° Diese Rüge würde zwar, wenn
sie begründet.wäre, die Revision statthaft machen können;

'die Rüge trifft aber nicht zu, Der Beklagte, der in dem an—
gefochtenen Bescheid vom 120 Oktober 1955 die Rente vom 1°

September 1951 an nach einer MdB° um 29 v„H° bewilligt hatte,

. war vom SG„ verurteilt werden, diese Rente nach einer MdE„

um 59 VCH, zu gewähren; da er die Abweisung der Klage beantrag

hatte, ist er durch dieses Urteil beschwert gewesen, Er ist

teils des SG, mit dem Bescheid vom 14, November 1955 die
Schädigungsfolgen neu festgestellt und dem Kläger die Rente vom

10 September 1951 an nach einer I*./ldE° um 50 v„H„ bewil1igt hat°

‘
Der Beklagte hat das Urteil des SG° innerhalb der Berufungs—

frist mit der Berufung angefochten, die Berufung hat den Ein—

tritt der Rechtskraft gehemmt, der Beklagte ist aber trotz—

dem nach % 154 Abs° 2 SGG verpflichtet gewesen, dem Kläger
für die Zeit vom Brlaß des Urteils an die Rente entsprechend

'dem Urteil zu bewilligen; äie Berufung hat aufschiebende Wir—

kung nur insoweit, als es sich um Beträge handelt, die auf

die Zeit 393 dem Erlaß des angefochtenen Urteils entfalleno
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..4..JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 4‘_

der Lebensunterhalt des Klägers sichergestellt werden (vgl°

die amtliche Begründung, Bundestagsdrucksache Nro 4557 zu
@ lo2)° Für die Zeit vom Brlaß des Urteils an wird also der

Kläger so gestellt, wie wenn er im Zivilprozeß ein vorläu—

fig vollstreckbares Urteil erwirkt hätte° Er kann, wenn der

Versorgungsträger für die Zeit vom Erlaß des Urteils an

nicht die zugesprochenen Leistungen gewährt, die Zwangs—

vollstreokung betreiben, obwohl das Urteil noch nicht rechts—

kräftig ist() Werden diese Leistungen aber freiwillig gezahlt,

so handelt es sich ebenso wie bei der freiwilligen Befriedi—

gung zur Abwendung der Zwangsvollstreckung im Zivilprozeß um

"die vorläufige Regelung des Streitverhältnisses zu Gunsten

des Klägers, aber unter voller Jahrung der Rechte des Be—

klagten, und der Bestand dieser vorläufigen Regelung ist ab—

hängig gemacht von dem Bestand oder der Aufhebung des Ur—

teils" (RGZO63 SO332; 85 so 219; 98 s„ 329); auch der Jev
scheid, der nach @ 154 Abs° 2 SGG in Ausführung des Urteils
ergeht, trifft nur eine vorläufige Regelung; er wird von
selbst hinfällig, wenn das Urteil, auf dem er beruht, auf—

gehoben wird° Deshalb wird der "Ausführungsbescheid" nicht

"Gegenstand des Verfahrens" im Sinne von © 96 SGG; es bedarf,

wenn das Urteil aufgehoben wird, keiner Aufhebung des Aus—

führungsbescheids durch das Gericht und keiner Rücknahme des
Bescheids durch die Verwaltung° Dies gilt nicht nur, wie der

Kläger meint, für den Bescheid, mit dem in Ausführung eines

Urteils nach 5 154 Abs° 2 SGG die Leistungen für die Zeit

vom Erlaß des Urteils an "vorläufig" bewilligt werden, es

gilt auch dann, wenn - wie im vorliegenden Fall — in Ausfüh—

rung des Urteils auch für die Zeit 395 dem Erlaß des Urteils
Leistungen bewilligt werden, aber schon vor Erlaß des "Aus—

führungsbescheides" gegen das Urteil in vollem Umfang Be—

rufung eingelegt werden istv Auch insoweit handelt es sich

um eine "vorläufige" Regelung, auch insoweit ist die Rege—

lung von dem Bestand des Urteils abhängig, auch insoweit ist

der Beklagte weiterhin durch das Urteil beschuert und auch

insoweit bleiben seine Rechte gewahrt; Der Kläger kann sich
im vorliegenden Fall auch nicht darauf berufen, daß der Be—
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klagte in dem “Ausführungsbescheid” nicht ausdrücklich er—

klärt habe‚ daß es sich nur um eine vorläufige Regelung han—

dele und daß er das Urteil nicht für zutreffend halte„ Ein

solcher ausdrücklicher Vorbehalt ist hier schon deshalb

nicht erforderlich gewesen„ weil der Beklagte die @grgjpng

eingelegt hat, bevor er den Ausführungsbescheid erlassen

hat9 der Kläger hat also gewußt, daß das Urteil9 auf dem

der Ausführungshescheid beruht? nicht endgültig ist; hier—

durch unterscheidet sich der vorliegende Fall von dem Bach—

verhalt, über den das Reichsversicherungsamt in dem in Ent—

scheidungen und Hittcilungen Band 19 S„ 166 veröffentlichten

Urteil entschieden hat (vglo hierzu Brackmanng Handbuch

der Sozialversioherung, So 252 b; Peters—Sautter—Wolff9

Kommentar zur Sozialgerichtsbarkeit‚ 2t Auflo Anmo zu 5 154;

ferner BSGQ4 50 253 12527); in jenem Fall hat der Versor«
gungsträger9 der das Urteil des Oberversicherungsamts ohne

Vorbehalt auch für die Zeit vor dem Erlaß des Urteils ausge—
führt hat (vglo %}1710 avo gern,), das Urteil erst mit dem
Rekurs angefochten, naghdeg er dem Kläger den Ausführungen
bescheid für die gesamte strittige Zeit ohne Vorbehalt hat

zugehen lassen„ Es bedarf im vorliegenden Fall daher keiner

Entscheidung darüber, ob nicht allein schon darin? daß ein

Bescheid "in Ausführung" eines noch nicht rechtskräftigen

Urteils erlasSen wird, ein ausreichender Hinweis darauf
liegt‚ daß der Bescheid nur Bestand haben soll, wenn das

Urteil rechtskräftig wird„

Die Berufung des Beklagten ist sonach zulässig gewesen9 das
LSG„ hat zu Recht in der Sache selbst entschiedeno Da der

gerügte Verfahrenemangel nicht vorliegt? ist die Revision

auch nach 5 162 Abso l Nro 2 SGG nicht statthaft, sie ist
deshalb als unzulässig zu verwerfen (@ 169 Satz 2 SGG)°

Die Entscheidung über die kosten ergeht in entsprechender
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Anwendung von @ 193 SGG„
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